Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Zuständigkeit für Vaterschafts- und Unterhaltsregelung bei Wohnsitzwechsel der Mutter

Problem- und Fragestellung

· 25.4.2000 Geburt eines Kindes durch eine ledige Mutter mit Wohnsitz in X.

· 26.6.2000 Wegzug des vermuteten Vaters nach Y., wo er noch immer Wohnsitz hat 

· 30.6.2000 Wegzug von Mutter und Kind nach Z. 

· Alimentenbevorschussung in Z (bis heute) 

· 12.10.2000 Anordnung einer Beistandschaft nach ZGB 308 /
309 durch den Gemeinderat von X (Vaterschaft, Unterhalt)

· 10.4.2001 Vaterschaftsinstruktion des damaligen Beistandes von X mit der Kindsmutter

· Es folgten bis heute keine weiteren Handlungen durch den Beistand.

Ich ersuche Sie nun um Beantwortung der folgenden Fragen:

War X nach dem Wegzug von Mutter und Kind noch zuständig für die
Anordnung der Massnahme?


Wer ist zuständig für die Abklärung der Vaterschaft und die Klärung
des Unterhaltes? 


Erwägungen

Abklärungen und Anordnung von Massnahmen zur Regelung der Vaterschaft und des Unterhaltsbeitrags
Sobald eine unverheiratete Frau während der Schwangerschaft die Vormundschaftsbehörde darum ersucht oder diese von der Geburt (z.B. durch Zustellung der Geburtsurkunde durch das Zivilstandsamt) Kenntnis erhält, oder sobald bei der Vormundschaftsbehörde die Meldung eines Zivilgerichts über die Aberkennung einer Vaterschaft eingeht, setzt von Amtes wegen ein Verfahren ein (Vaterschaftsabklärung, Art. 309 ZGB), dessen Ausgestaltung sich nach kantonalem Recht richtet. 
Vaterschaftsabklärungen und die in diesem Zusammenhang notwendigen Beistandschaften fallen grundsätzlich in den Kompetenzbereich der Vormundschaftsbehörde am Wohnsitz der Mutter im Zeitpunkt des Gesuchs oder der von Amtes wegen angehobenen Abklärungen (Art. 309 ZGB)
. Davon zu unterscheiden ist die Zuständigkeit für Klagen um Feststellung oder Anfechtung des Kindesverhältnisses sowie von Unterhaltsklagen, welche zwingend am Wohnsitz einer Partei zu erheben sind (Art. 15-17 Gerichtsstandsgesetz).

Zuständigkeit nach Wohnsitzwechsel, aber vor Anhebung eines Verfahrens
Vaterschaftsabklärungen können grundsätzlich nicht übertragen werden, sondern müssen von der zur Zeit der Geburt des Kindes wohnörtlich zuständigen Vormundschaftsbehörde beförderlich an die Hand genommen und erledigt werden. Wechselt das Kind nach seiner Geburt den Wohnsitz, ist die neue Wohnsitzbehörde für die Anordnung der nötigen Massnahmen zuständig, sofern die Behörde am ursprünglichen Wohnsitz respektive Aufenthaltsort nicht tätig geworden ist
 oder mit den Eltern nicht in Kontakt treten konnte.

Blieb die ursprünglich zuständige Behörde untätig, obwohl ihr die Geburts- oder Aberkennungsmitteilung rechtzeitig zugestellt worden ist, kann sie für entstehenden Schaden verantwortlich gemacht werden. An der Zuständigkeit der neuen Wohnsitzbehörde ändert sich dadurch aber nichts.



Wechsel des Wohnsitzes während laufendem Verfahren

Wechselt der Wohnsitz des Kindes während eines laufenden Verfahrens, d.h. nach Anhebung von Vaterschaftsabklärungen und/oder Unterhaltsverhandlungen, verbleibt die örtliche Zuständigkeit bis zum Entscheid an jenem Ort, wo es angehoben wurde. Eine danach allenfalls angeordnete Massnahme ist daraufhin der neuen Wohnsitzbehörde zu übertragen
.


Wechsel des Wohnsitzes nach angeordneter und geführter Massnahme

Wenn es sich um Massnahmen handelt, die einem vorübergehenden Zeck dienen und deren Ende absehbar ist (z.B. steht die Prozesserledigung bevor), was bei Vaterschafts- und Unterhaltsmandaten die Regel ist, sollte die Massnahme nur dann übertragen werden, wenn der Mandatsträger/die Mandatsträgerin noch nicht aktiv geworden ist und eine Mandatsführung am neuen Wohnort einfacher und rationeller ist. Geführte Mandate sind dagegen in der Regel am Ursprungsort zu Ende zu führen.

Schlussfolgerung

Die Abklärungszuständigkeit lag bei der Gemeinde X. Daran änderte der Wegzug weder des Präsumtivvaters noch der Mutter etwas. Zuständigerweise hat X auch die Beistandschaften angeordnet. Der eingesetzte Beistand ist verantwortlich für die Führung des Mandats. Im vorliegenden Fall trifft ihn namentlich auch die mögliche Haftung für die verjährten Unterhaltsansprüche (Unterhaltsbeiträge können nur auf ein Jahr zurück eingeklagt werden, Art. 279 Abs. 1 ZGB, d.h. die Klage hätte bei Kenntnis des Vaters vor dem 25.4.2001 eingereicht werden müssen. Wird die Vaterschaft nur vermutet, so sind bis zu diesem Zeitpunkt Vaterschafts- und Unterhaltsklage einzureichen). Der eingesetzte Beistand bleibt solange zuständig, bis – gestützt auf ein Gesuch der Gemeinde X - die Vormundschaftsbehörde des neuen Wohnsitzes Z die Massnahme übernommen und einen andern Beistand eingesetzt hat (vergl. Art. 444 in Verbindung mit Art. 367 Abs. 3 ZGB). Im vorliegenden Fall schiene mir eine solche Übertragung sinnvoll, mit Blick auf den wachsenden Schaden müsste dies allerdings zügig erfolgen. Unklar scheint mir zum geschilderten Sachverhalt die Frage, auf welcher Grundlage eine Alimentenbevorschussung erfolgen soll, wenn gar kein Unterhaltstitel vorliegt. Handelt es sich nicht eher um Sozialhilfe?

HSA Luzern

Kurt Affolter, Dozent/Projektleiter

22. August 2002






� ZVW 2000 S. 117 f., ZVW 2001 S. 208 Nr. 2.


� ZVW 2000 S. 117. Zur diesbezüglichen Praxis des Bundesgerichts im Erwachsenenschutz vergl. 126 III 415.


� ZVW 1997 S. 185 Nr. 22.
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